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Abkiirzungsverzeichnis

BEVOS BEVOS Beteiligungs- und Vermogensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis
Osnabriick, Bohmte

EigBetrVO (Nds.) Eigenbetriebsverordnung des Landes Niedersachsen

GewStG Gewerbesteuergesetz

GmbH Gesellschaft mit beschréankter Haftung

HGB Handelsgesetzbuch

HGrG Haushaltsgrundsatzegesetz

HR B Handelsregister Abteilung B

HWL Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

IDW Institut der Wirtschaftspriifer in Deutschland e.V., Diisseldorf
KStG Korperschaftsteuergesetz

n.F. neue Fassung

NKomVG Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz
PS Priifungsstandard des IDW

UStG Umsatzsteuergesetz
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A. Priiffungsauftrag

I. Priifungsauftrag

. Aufgrund unserer Wahl zum Abschlusspriifer durch die gemeinsame Aufsichtsratssitzung sowie

Gesellschafterversammlung am 4. Dezember 2018 erteilte uns der Aufsichtsrat der

Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte,
(im Folgenden kurz "HWL" oder "Gesellschaft" genannt)

den Auftrag, den Jahresabschluss der Gesellschaft fiir das Geschiftsjahr vom 1. Januar bis 31. De-
zember 2018 unter Einbeziehung der Buchfiihrung und den Lagebericht fiir dieses Geschéftsjahr
gemal’ §§ 316 ff. HGB zu priifen.

. Beiunserer Priifung haben wir auftragsgema(3 auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

und 2 HGrG beachtet. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt E.

. Fiir die Durchfithrung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhéltnis zu Drit-
ten, die diesem Bericht beigefiigten Allgemeinen Auftragsbedingungen fiir Wirtschaftspriifer und

Wirtschaftspriifungsgesellschaften vom 1. Januar 2017 vereinbart.

. Uber Art und Umfang sowie iiber das Ergebnis unserer Priifung erstatten wir diesen Bericht nach
den Grundsétzen des IDW PS 450 n.F., dem der von uns gepriifte Jahresabschluss sowie der ge-
priifte Lagebericht als Anlagen beigefiigt sind. Dieser Bericht ist an das gepriifte Unternehmen ge-
richtet.

. Auftragsgemal} haben wir zusétzlich einen Erlduterungsteil erstellt, der diesem Bericht beigefiigt
ist. Der Erlduterungsteil enthélt gesetzlich nicht vorgeschriebene Aufgliederungen und Hinweise
zu den einzelnen Posten des Jahresabschlusses fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2018.

II. Bestédtigung der Unabhingigkeit

. Wir bestétigen gemi(3 § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlusspriifung die anwendbaren
Vorschriften zur Unabhéngigkeit beachtet haben.
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B. Grundsitzliche Feststellungen

I.  Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

7. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage der Hafen Wittlager Land
GmbH, Bohmte, durch die gesetzlichen Vertreter (siehe Anlage I) dar.

8. Der Lagebericht enthilt unseres Erachtens folgende Kernaussagen zum Geschéftsverlauf und zur
Lage der HWL:

e Die Geschiéftsfiihrung fiihrt aus, dass auch im Jahr 2018 schwerpunktméf3ig die Weiterfiihrung
der Standort- und Detailplanung durchgefiihrt wurde. Uberdies wurden Verhandlungen zu
weiteren moglichen Flachen im Hafengebiet und potenziellen Tauschgrundstiicken gefiihrt.
Ansonsten hat eine europaweite Ausschreibung fiir Ingenierleistungen fiir die Ertiichtigung des
Massenguthafens und den Bau des Containerhafens stattgefunden.

e Das fiir den bestehenden Hafen erstellte Entwicklungskonzept wurde seitens der NBank mit
dem positiven Férderbescheid vom 20. September 2018 als forderfihig erachtet. Woraus sich
Fordermittel in Hohe von T€ 5.378 ergeben.

e Des Weiteren konnte fiir den geplanten Containerhafen in unmittelbarer Nahe zum Massen-
guthafen ein positiver Forderbescheid gemaf3 der Richtlinie zur Férderung von Umschlagsanla-
gen des Kombinierten Verkehrs von der Generaldirektion Wasserstraf3en- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes nach erfolgreichem Widerspruchsverfahren erwirkt werden. Hieraus erge-
ben sich Férdermittel in Hohe von T€ 6.466.

e Die Vermogenslage der Gesellschaft ist insbesondere durch den Kauf des benotigten Grund-
stiicks fiir den Containerhafen in Hohe von T€ 829 und dem Verkauf von Tauschgrundstiicken
wie auch dem Neuerwerb von Vorratsgrundstiicke (T€ 1.018) geprégt. Zur Finanzierung
wurde im Geschéftsjahr ein Darlehen bei der BEVOS in Hohe von T€ 1.030 aufgenommen.

e Im Geschiftsjahr 2018 wurde ein Verlust von T€ 407 erwirtschaftet. Den sonstigen betriebli-
chen Aufwendungen, die wesentlich durch Rechts- und Beratungskosten in Hoéhe von T€ 103
gepragt sind, den Zinsen und dhnlichen Aufwendungen in Hoéhe von T€ 171 sowie den negati-
ven Bestandsverdnderungen aus der Verduf3erung von Tauschgrundstiicken in Héhe von
T€ 545 stehen Ertrdge aus Pachten und aus Grundstiicksgeschéften in Hohe von T€ 510 gegen-
iber. Der Jahresfehlbetrag von T€ 407 wird durch Entnahmen aus der Kapitalriicklage ausge-
glichen, sodass sich ein Bilanzgewinn von T€ 0 ergibt.

9. Der Lagebericht enthilt zur kiinftigen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken

unseres Erachtens folgende Kernaussagen:

e Die Gesellschaft ist nach den Ausfiihrungen der Geschéftsfiihrung einem Marktrisiko ausge-
setzt. Die aktuelle Nachfrage der bislang interessierten Unternehmen an dem geplanten Con-
tainerhafen konnte aufgrund von Verdnderungen der Logistikketten dieser Unternehmen ab-
nehmen.
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e Aufgrund diverser Gesprache mit Firmen sieht die Geschiftsfithrung jedoch ein hohes Um-
schlagspotential fiir einen Giiterumschlag in der Region, der durch die Errichtung des Contai-
nerafens gebunden werden soll. Die entsprechenden Bedarfsabfragen werden von der Gesell-
schaft fortlaufend aktualisiert.

e Die Geschiftsfiihrung erwartet fiir das Geschéftsjahr 2019 ein Ergebnis auf dem Niveau des ak-
tuellen Jahres.

10. Die Beurteilung der Lage der Gesellschaft, insbesondere die Beurteilung des Fortbestands und der

11.

wesentlichen Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung des Unternehmens, ist plausibel
und folgerichtig abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Priifung und den dabei gewonnenen Er-
kenntnissen ist die Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter dem Umfang nach angemessen und
inhaltlich zutreffend.

II. Wiedergabe des Bestidtigungsvermerks

Nach dem abschlie3enden Ergebnis unserer Priifung haben wir mit Datum vom 17. Mai 2019 den

folgenden uneingeschriankten Bestatigungsvermerk erteilt:

,BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS

An die Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

VERMERK UBER DIE PRUFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS
Priifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte — bestehend aus der Bi-
lanz zum 31. Dezember 2018, der Gewinn- und Verlustrechnung, fiir das Geschiftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 sowie dem Anhang, einschlieBlich der Darstellung der Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden — unter Einbeziehung der Buchfiihrung gepriift. Dariiber
hinaus haben wir den Lagebericht der Hafen Wittlager Land GmbH fiir das Geschéftsjahr vom

1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 gepriift.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse

e entspricht der beigefiigte Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchfiihrung in allen we-
sentlichen Belangen den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergdnzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften (zusammen die Rechtsvorschriften) und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundséatze ordnungsmaélliger Buchfiihrung ein den tatsdchlichen Verhélt-
nissen entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezem-
ber 2018 sowie seiner Ertragslage fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. De-
zember 2018 und
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e vermittelt der beigefiigte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesell-
schaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, entspricht den Rechtsvorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukiinftigen
Entwicklung zutreffend dar.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklédren wir, dass unsere Priifung zu keinen Einwendungen gegen
die Ordnungsmafligkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fiir die Priifungsurteile

Wir haben unsere Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit

§ 317 HGB und § 157 NKomVG i.V.m. § 29 EigBetrVO (Nds) unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsitze ordnungsmaéf3iger Abschlusspriifung
durchgefiihrt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsitzen ist im Abschnitt
,Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“
unseres Bestitigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unab-
héngig in Ubereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vor-
schriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen
Anforderungen erfiillt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Priifungsnachweise
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss

und zum Lagebericht zu dienen.
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter fiir den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den

Rechtsvorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafiir, dass der Jahresabschluss
unter Beachtung der deutschen Grundsétze ordnungsmafiger Buchfithrung ein den tatséchlichen
Verhiéltnissen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-

mittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die internen Kontrollen, die sie in
Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsétzen ordnungsmiiRiger Buchfithrung als notwendig
bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu erméglichen, der frei von wesent-

lichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafiir verantwortlich, die
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfithrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortfiihrung der Unterneh-
menstétigkeit, sofern einschlédgig, anzugeben. Dariiber hinaus sind sie dafiir verantwortlich, auf
der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit zu

bilanzieren, sofern dem nicht tatsichliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
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Aufderdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fiir die Aufstellung des Lageberichts, der
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Rechtsvorschriften entspricht und
die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetz-
lichen Vertreter verantwortlich fiir die Vorkehrungen und Malinahmen (Systeme), die sie als not-
wendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Ubereinstimmung mit den anzu-
wendenden Rechtsvorschriften zu erméglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise fiir die

Aussagen im Lagebericht erbringen zu konnen.
Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist,
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Priifung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Rechtsvorschriften entspricht und die Chancen
und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestatigungsvermerk

zu erteilen, der unsere Priifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal$ an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB und § 157 NKomVG i.V.m. § 29 EigBetrVO (Nds) unter Beach-
tung der vom Institut der Wirtschaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsitze ordnungs-
maéldiger Abschlusspriifung durchgefiihrte Priifung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen konnen aus Verstd3en oder Unrichtigkeiten resultieren und werden
als wesentlich angesehen, wenn verniinftigerweise erwartet werden konnte, dass sie einzeln oder
insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirt-

schaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Wiéhrend der Priifung iiben wir pflichtgemiRes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Dariiber hinaus

e identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher — beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter — falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und fiihren Prii-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Priifungsnachweise, die
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fiir unsere Priifungsurteile zu dienen. Das
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verst6en ho-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstd3e betriigerisches Zusammenwirken, Félschungen, beab-
sichtigte Unvollstdndigkeiten, irrefithrende Darstellungen bzw. das Aul3erkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten kénnen.

e gewinnen wir ein Verstdndnis von dem fiir die Priifung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den fiir die Priifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
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Mafnahmen, um Priifungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umstdnden ange-
messen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Priifungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme der
Gesellschaft abzugeben.

e Dbeurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschitzten Werte und damit zusammenhédngenden Angaben.

e ziehen wir Schlussfolgerungen iiber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfithrung der Unternehmenstéatigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Priifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit aufwerfen konnen. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet,
im Bestatigungsvermerk auf die dazugehorigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebe-
richt aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Priifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der
bis zum Datum unseres Bestédtigungsvermerks erlangten Priifungsnachweise. Zukiinftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten konnen jedoch dazu fithren, dass die Gesellschaft ihre Unterneh-
menstétigkeit nicht mehr fortfithren kann.

e Dbeurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schlieBlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschéiftsvor-
falle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundsatze ordnungsmafdiger Buchfiithrung ein den tatsichlichen Verhéltnissen entsprechen-
des Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

e Dbeurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

e fithren wir Priifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prii-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genstandiges Priifungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass
kiinftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.

Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Um-
fang und die Zeitplanung der Priifung sowie bedeutsame Priifungsfeststellungen, einschliel3lich

etwaiger Méngel im internen Kontrollsystem, die wir wihrend unserer Priifung feststellen.
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SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDERUNGEN

Vermerk iiber die Priifung der OrdnungsméfSigkeit der Geschéftsfiihrung und der wirtschaftlichen
Fiihrung der Gesellschaft nach § 29 EigBetrVO (Nds)

Wir haben die Ordnungsmaéigkeit der Geschéftsfiihrung sowie die wirtschaftliche Fithrung der
Gesellschaft, einschlief3lich der wirtschaftlichen Verhéltnisse i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG, im Ge-
schiftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 gepriift.

Nach unserer Beurteilung erfolgt die Geschéftsfiihrung der Gesellschaft in allen wesentlichen Be-
langen ordnungsgemal. Die Entwicklung der Vermdégens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquiditat
und der Rentabilitit der Gesellschaft gibt keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandungen. Die Ge-

sellschaft wird in allen wesentlichen Belangen wirtschaftlich gefiihrt.

Wir haben unsere Priifung nach § 29 EigBetrVO (Nds) unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftspriifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze zur Priifung der Ordnungsmaf3igkeit der
Geschiftsfithrung und der wirtschaftlichen Verhéltnisse geméal} § 53 HGrG durchgefiihrt. Unsere
Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsétzen ist nachfolgend sowie im Abschnitt

,Verantwortung des Abschlusspriifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

weitergehend beschrieben.

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fiir die Ordnungsmaéaf3igkeit der Geschéftsfithrung
und die wirtschaftlichen Verhéltnisse der Gesellschaft sowie fiir die Vorkehrungen und Mal$nah-

men (Systeme), die sie dafiir als notwendig erachtet haben.

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob die Ordnungsmaf3igkeit
der Geschéftsfiihrung oder die wirtschaftliche Fithrung der Gesellschaft, einschlieRlich der wirt-
schaftlichen Verhaltnisse, Anlass zu wesentlichen Beanstandungen geben sowie einen Vermerk zu
erteilen, der unser Priifungsurteil nach § 29 EigBetrVO (Nds) zur Ordnungsmaéf3igkeit der Ge-
schaftsfithrung und der wirtschaftlichen Fiihrung der Gesellschaft beinhaltet. Ob die Gesellschaft
wirtschaftlich gefiihrt wird, wurde anhand der Einhaltung des Wirtschaftsplanes beurteilt. Dabei
ist es nicht Aufgabe des Abschlusspriifers, die sachliche Zweckmal3igkeit der Entscheidungen der

gesetzlichen Vertreter und die Geschéaftspolitik zu beurteilen.
Ubrige Angaben gemélS § 32 Abs. 2 EigBetrVO (Nds)

Gemal3 § 32 Abs. 2 EigBetrVO (Nds) bestitigen wir: Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die
Buchfiithrung entsprechen nach pflichtgeméa(3er Priifung den Rechtsvorschriften. Die Geschéftsfiih-
rung erfolgt ordnungsgemall. Die Entwicklung der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage, der Li-
quiditit und der Rentabilitét ist nicht zu beanstanden. Die Gesellschaft wird wirtschaftlich ge-
fiihrt.“
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Priifung

Gegenstand unserer Priifung waren die Buchfiihrung, der nach den fiir alle Kaufleute geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften (§§ 242 bis 256a HGB), den ergédnzenden Vorschriften fiir Kapital-
gesellschaften (§§ 264 bis 288 HGB), den weiteren rechtsformspezifischen Vorschriften (§ 42
GmbHG) sowie den ergdnzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages (§ 14) aufgestellte
Jahresabschluss fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018, bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang, und der Lagebericht fiir das Geschéftsjahr 2018. Die
Verantwortung fiir die Ordnungsmél3igkeit von Buchfiihrung, Jahresabschluss und Lagebericht
tragen die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe war es, diese Unterlagen einer
Priifung dahin gehend zu unterziehen, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und
die sie ergénzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags beachtet worden sind. Den Lagebe-
richt haben wir daraufhin gepriift, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei unserer Priifung ge-
wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der
Gesellschaft vermittelt. Dabei haben wir auch gepriift, ob die Chancen und Risiken der kiinftigen
Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Priifung des Lageberichts hat sich auch darauf er-
streckt, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichts eingehalten worden

sind.

Bei unserer Priifung haben wir auftragsgemaR die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen veroffent-
lichten Priifungsstandard "Berichterstattung iiber die Erweiterung der Abschlusspriifung nach

§ 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet.

Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes der Gesellschaft, insbesondere ob
alle Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns erteilten

Auftrags zur Jahresabschlusspriifung.

Unsere Priifung haben wir in den Monaten April und Mai 2019 in den Geschéftsraumen der BEVOS
in Osnabriick durchgefiihrt, die im Auftrag der Gesellschaft deren Biicher gefiihrt und die Jahres-

abschlussarbeiten erledigt hat.

Ausgangspunkt war der von uns gepriifte und mit einem uneingeschrankten Bestédtigungsvermerk

versehene Jahresabschluss fiir das Geschéftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017.

Bei Durchfiihrung der Priifung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und die in den Prii-
fungsstandards des IDW niedergelegten Grundsétze ordnungsméfiger Abschlusspriifung beachtet.
Danach haben wir unsere Priifung so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verst6Re gegen die
gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den tatséchlichen Verhéltnissen entspre-
chenden Bildes der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, erkennen konn-

ten. Gegenstand unseres Auftrags waren nicht die Aufdeckung und Aufklarung strafrechtlicher
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Tatbestande, wie z.B. Unterschlagungen oder sonstige Untreuehandlungen, und auf3erhalb der
Rechnungslegung begangener Ordnungswidrigkeiten. Priifungsplanung und Priifungsdurchfiih-
rung haben wir jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelméf3igkeiten, die fiir die Rechnungsle-
gung wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die gesetzlichen Vertreter
des Unternehmens sind fiir die Einrichtung und Durchsetzung geeigneter Malinahmen zur Verhin-
derung bzw. Aufdeckung von UnregelmiRigkeiten verantwortlich; die Uberwachung obliegt dem

Aufsichtsrat, der dabei auch das Risiko der Umgehung von Kontrollmalinahmen berticksichtigt.

Im Rahmen unseres risikoorientierten Priifungsansatzes haben wir uns zunéchst einen aktuellen
Uberblick iiber das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft verschafft und uns
durch Gesprache mit der Unternehmensleitung mit den Geschéftsrisiken befasst, die zu wesentli-
chen Fehlern in der Rechnungslegung fithren konnen. Zudem haben wir untersucht, welche Maf3-
nahmen die Gesellschaft und die BEVOS, die im Auftrag der Gesellschaft deren Biicher gefiihrt und
die Jahresabschlussarbeiten erledigt hat, ergriffen haben, um diese Geschéftsrisiken zu bewalti-
gen. In diesem Zusammenhang haben wir eine Priifung der Angemessenheit des rechnungsle-

gungsbezogenen internen Kontrollsystems der Gesellschaft durchgefiihrt (Aufbaupriifung).

Diese Kenntnisse haben wir bei der Bestimmung unseres weiteren Priifungsvorgehens beriicksich-
tigt. Unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit haben wir
daher im Folgenden aussagebezogene Priifungshandlungen zur Erlangung von Priifungssicherheit

durchgefiihrt.

Nachfolgend geben wir einen Uberblick zu den von uns bei der Jahresabschlusspriifung gesetzten

Priifungsschwerpunkten:

e Priifung der Zugénge zum Anlagevermogen
e Priifung der Vorrite
e Priifung der Verbindlichkeiten

Im Rahmen der Einzelfallpriifungshandlung von Abschlussposten der Gesellschaft haben wir u.a.
einen Handelsregisterauszug sowie sonstige Geschéiftsunterlagen eingesehen. Im Hinblick auf die
Erfassung moglicher Risiken aus bestehenden Rechtsstreitigkeiten haben wir Rechtanwaltsbestati-
gungen eingeholt. Auf die Einholung von Saldenbestétigungen fiir die Forderungen und Verbind-
lichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben wir verzichtet, da die Forderungen und Verbind-
lichkeiten zum Priifungszeitpunkt ausgeglichen waren. Wir haben daher alternative Priifungs-
handlungen zum Nachweis, zur Abgrenzung und zur Bewertung der Forderungen und Verbind-
lichkeiten durchgefiihrt. Zur Priifung der geschéftlichen Beziehungen mit Kreditinstituten haben

wir uns zum 31. Dezember 2018 Bankbestatigungen zukommen lassen.
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Von den gesetzlichen Vertretern und den von ihnen beauftragten Mitarbeitern sind uns alle ver-
langten Aufkldrungen und Nachweise erbracht worden.

Die gesetzlichen Vertreter haben uns die berufsiibliche schriftliche Vollstindigkeitserklarung zum

Jahresabschluss und zum Lagebericht erteilt.

D. Feststellungen zur Rechnungslegung
I.  OrdnungsméRigkeit der Rechnungslegung

1. Buchfithrung und weitere gepriifte Unterlagen

Die Buchfiihrung und das Belegwesen sind nach unseren Feststellungen in allen wesentlichen Be-
langen ordnungsgemal und entsprechen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den weiteren ge-
priiften Unterlagen zu entnehmenden Informationen fithren zu einer ordnungsgemal3en Abbil-
dung in Buchfiihrung, Jahresabschluss und Lagebericht.

Bei unserer Priifung haben wir keine Sachverhalte festgestellt, die dagegen sprechen, dass die von
der Gesellschaft und der BEVOS getroffenen organisatorischen und technischen Maf3nahmen ge-
eignet sind, die Sicherheit der rechnungslegungsrelevanten Daten und IT-Systeme zu gewéhrleis-
ten.

Das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem ist nach unseren Feststellungen grundsitz-
lich dazu geeignet, die vollsténdige und richtige Erfassung, Verarbeitung, Dokumentation und Si-

cherung des Buchungsstoffs zu gewahrleisten.

2. Jahresabschluss

Im Jahresabschluss bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang fiir das Ge-
schiftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 der HWL wurden die gesetzlichen Vorschriften
einschlieBlich der rechtsformspezifischen Vorschriften, die Grundsitze ordnungsmaéf3iger Buch-
fiihrung sowie die ergdnzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages in allen wesentlichen

Belangen beachtet.

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung wurden ordnungsgema( aus der Buchfiihrung
und den weiteren gepriiften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die handelsrechtlichen Ansatz-,

Ausweis- und Bewertungsvorschriften in allen wesentlichen Belangen eingehalten.

Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die Angaben im Anhang sind in allen we-

sentlichen Belangen vollstindig und zutreffend.
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Von den Aufstellungserleichterungen geméaR § 266 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. § 264c Abs. 5 und
§ 275 Abs. 51.V.m. § 276 HGB fiir Kleinstkapitalgesellschaften wurde zulassigerweise durch den

Verzicht auf bestimmte Angaben im Anhang teilweise Gebrauch gemacht.

3. Lagebericht

Der freiwillig erstellte Lagebericht entspricht in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vor-
schriften (§ 289 HGB).

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss entspricht den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt insgesamt unter Be-
achtung der Grundséatze ordnungsmaélliger Buchfiihrung ein den tatsichlichen Verhéltnissen ent-

sprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.

Hinsichtlich der weiteren Darstellung der angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
verweisen wir auf den Anhang der Gesellschaft (siche Anlage II). Anderungen gegeniiber dem Vor-
jahr ergaben sich nicht.
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III. Weitere Erlduterungen zur Vermogens-, Finanz- und Ertragslage

a) Vermoégens- und Finanzlage

In der folgenden Bilanziibersicht sind die einzelnen Posten nach wirtschaftlichen und finanziellen

Gesichtspunkten zusammengefasst.

31.12.2018 31.12.2017 Verdnderung
T€ % T€ % T€
Aktiva
Sachanlagen 6.353| 46,4 5.445( 43,2 908
Langfristig gebundenes Vermégen 6.353| 46,4| 5.445| 43,2 908
Vorrate 7.150 52,2 6.677 53,0 473
Geleistete Anzahlungen 2 0,0 293 2,3 -291
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 140 1,0 23 0,2 117
sonstige Vermogensgegenstande 3 0,0 0 0,0 3
Flussige Mittel 6 0,0 116 0,9 -110
Rechnungsabgrenzungsposten 45 0,4 53 0,4 -8
Kurzfristig gebundenes Vermoégen 7.346( 53,6 7.162 56,8 184
13.699( 100,0|/ 12.607| 100,0 1.092
Passiva
Eigenkapital 414 3,0 444 3,5 -30
Verbindlichkeiten
gegenuber Kreditinstituten 11.800| 86,1 11.800] 93,6 0
Langfristig verfiigbare Mittel 12.214] 89,1 12.244| 97,1 -30
Riickstellungen 7 0,1 5 0,1 2
Verbindlichkeiten
gegenliber Kreditinstituten 78 0,6 78 0,6 0
aus Lieferungen und Leistungen 35 0,3 17 0,1 18
gegeniber Gesellschaftern 1.356 9,9 256 2,0 1.100
sonstige 4 0,0 0 0,0 4
Rechnungsabgrenzungsposten 5 0,0 7 0,1 -2
Kurzfristig verfiigbare Mittel 1.485( 10,9 363 2,9 1.122
13.699( 100,0]/ 12.607| 100,0 1.092

Die Vermogenslage der Gesellschaft hat sich im Berichtsjahr nur unwesentlich veréndert. Die Bi-
lanzsumme erhohte sich um T€ 1.092 auf T€ 13.699. Urséchlich fiir diese Entwicklung sind insbe-

sondere der Erwerb des Grundstiicks fiir den geplanten Containerhafen in Hohe von T€ 829 und

weitere Tauschgrundstiickstransaktionen mit Anschaffungskosten von T€ 1.018 und Abgangen

von T€ 545 sowie eine geleistete Anzahlung im Zusammenhang mit dem Erwerb eines weiteren
Grundstiicks, die durch die Aufnahme eines kurzfristigen Darlehens der BEVOS {iber T€ 1.030 fi-

nanziert wurde. Die Bilanzstruktur ist unverdndert maf3geblich durch die im Anlagevermogen und

in den Vorréten ausgewiesenen Grundstiickskdufe gepragt, die durch langfristige Darlehen finan-

ziert werden.
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Das Anlagevermégen besteht im Wesentlichen aus dem Massenguthafen mit T€ 6.353, den Zugan-
gen in Hohe von T€ 930 stehen planmél3ige Abschreibungen von T€ 22 gegeniiber.

Die geleisteten Anzahlungen in Hohe von T€ 2 betreffen bereits vollstindig erbrachte Leistungen

in Verbindung mit dem Erwerb eines Tauschgrundstiicks.

Die Vorrite betreffen ausschlie3lich die Handelsgrundstiicke. Aufgrund der im Berichtsjahr erfolg-
ten Grundstiickskdufe und -verkédufe sind die Vorréte im Saldo um T€ 473 gestiegen und machen

nun 52,2 % (Vorjahr 52,9 %) des Gesamtvermogens aus.

Das Eigenkapital reduzierte sich im Berichtsjahr um T€ 30. Dabei stehen zum Ausgleich des Verlus-
tes des Berichtsjahres geleistete Einzahlungen in die Kapitalriicklage durch die Gesellschafter von
T€ 378 den Entnahmen aus der Kapitalriicklage von T€ 407 gegeniiber. Bezogen auf die leicht er-
hohte Bilanzsumme hat sich die Eigenkapitalquote dadurch um 0,5 Prozentpunkte auf rund 3 %

reduziert.

Als Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten werden das bei der Kreissparkasse Bersenbriick
aufgenommene Darlehen in Hohe von T€ 6.000 sowie das Darlehen bei der Kreissparkasse Melle
in Hohe von T€ 5.800 ausgewiesen. Beide Darlehen haben eine Laufzeit von 10 Jahren. Des Weite-
ren werden T€ 78 als kurzfristige Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten ausgewiesen, wel-

che aus ausstehenden Zinszahlungen bestehen.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen betreffen mit T€ 35 im Wesentlichen aus-

stehende Zahlungen im Zusammenhang mit dem Massenguthafen.

Die Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern resultieren im Wesentlichen aus der kurzfristigen
Aufnahme eines Darlehens zur Vorfinanzierung der Grundstiickskdufe in Hohe von T€ 1.030 sowie

aus Lieferungen und Leistungen T€ 71.

Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen ausschliel3lich Grunderwerbsteuer und Umsatzsteuer

aus Vorjahren.
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42. Uber die Liquiditétssituation und die finanzielle Entwicklung gibt folgende Kapitalflussrechnung

43.

Aufschluss:
2018 2017
T€ T€

Jahresergebnis -407 -414
Abschreibung auf Gegenstande des Anlagevermoégens 22 22
Abnahme/Zunahme der Rickstellungen 2 -5
Sonstige zahlungsunwirksame Ertrage -2 0
Zunahme der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer

Aktiva, die nicht der Investitions- oder Finanzierungstatigkeit zuzuordnen sind -294 -695
Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie 90 -503
Zinsaufwendungen 170 296
Mittelabfluss aus der laufenden Geschéftstatigkeit -419 -1.299
Auszahlungen flr Investitionen in das Sachanlagevermdgen -929 -2
Mittelabfluss aus der Investitionstatigkeit -929 -2
Einzahlungen aus Eigenkapitalzuflihrungen 378 778
Einzahlung aus der Aufnahme von Gesellschafterdarlehen 1.030 255
Gezahlte Zinsen -170 -218
Mittelzufluss aus der Finanzierungstatigkeit 1.238 815
Zahlungswirksame Veranderung des Finanzmittelfonds -110 -486
Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 116 602
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 6 116

Die Mittelabfliisse aus der laufenden Geschaftstétigkeit (T€ -419) sowie aus der Investitionstatig-
keit (T€ -929) konnten durch die Kapitalzufithrung der Gesellschafter (T€ 378) und die Aufnahme
eines kurzfristigen Gesellschafterdarlehens bei der BEVOS in Hohe von T€ 1.030 nicht vollstandig

finanziert werden, sodass sich der Finanzmittelfonds (bestehend aus den liquiden Mitteln) um
T€ 110 auf T€ 6 verringerte. Der Liquiditatsbedarf der Gesellschaft ist durch den Bestand des Fi-

nanzmittelfonds sowie durch die Nachschusspflicht der Gesellschafter gesichert.
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b)  Ertragslage

44. Die folgende Zusammenstellung gibt in Kurzform einen Uberblick iiber die Betriebs- und Unter-

nehmensergebnisse des Berichtsjahres 2018 sowie des Jahres 2017.

2018 2017 | Ergebnisver-
anderung
T€ T€ T€

Umsatzerldse 510 105 405
Verminderung des Bestands an zur Verauerung vorgesehener
Grundstiicke -545 0 -545
Sonstige betriebliche Ertrage 95 9 86
Personalaufwand 57 54 3
Abschreibungen 22 22 0
Sonstige betriebliche Aufwendungen 212 147 -65
Zinsen und ahnliche Aufwendungen 170 296 -126
Ergebnis nach Steuern -401 -405 4
Sonstige Steuern 6 9 3
Jahresfehlbetrag -407 -414 7

45. Die Ertragslage der Gesellschaft ist im Berichtsjahr durch einen gegeniiber dem Vorjahr um T€ 7
geringeren Jahresfehlbetrag gepréagt. Urséchlich fiir den Anstieg sind insbesondere die gestiegenen
sonstigen betrieblichen Ertrage sowie die verminderten Zinsaufwendungen, welche den Verlust

aus Grundstiicksverkdufen kompensieren.

46. Die Umsatzerl6se (T€ 510) setzen sich im Wesentlichen aus dem Verkauf von Grundstiicken
(T€ 391), aus Pachtzahlungen aus den Tauschgrundstiicken (T€ 46) und Umsétzen, die aus dem

Betrieb des erworbenen Massenguthafens (T€ 72) erwirtschaftet werden, zusammen.

47. Die sonstigen betrieblichen Ertrédge wurden im Wesentlichen durch Mietnachzahlungen (T€ 49)
und durch eine Entschadigungszahlung (T€ 43) erzielt.

48. Die Personalaufwendungen betreffen in voller Hohe Lohnkosten der im Zusammenhang mit dem

Massenguthafen {ibernommenen Mitarbeiter.
49. Im Berichtsjahr fielen Abschreibungen fiir Betriebsvorrichtungen in Héhe von T€ 22 an.

50. Von den sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen T€ 114 Rechts- und Beratungskosten im
Zuge der Errichtung des Containerhafens; weitere T€ 5 resultieren aus Reparatur- und Instandhal-
tungsaufwendungen fiir Betriebs- und Geschiftsausstattungen. Zudem entstehen T€ 12 durch die
Zahlung von Mieten beweglicher Wirtschaftsgiiter. Ferner betreffen T€ 10 Versicherungsbeitrage.

51. Die Zinsaufwendungen (T€ 171) resultieren mit T€ 156 aus den beiden aufgenommenen Darlehen
der Kreissparkassen Melle (T€ 69) und Bersenbriick (T€ 87), den Zinsaufwendungen aus dem Ge-
sellschafterdarlehen (T€ 9).
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Die sonstigen Steuern betreffen (T€ 6) in voller Hohe Grundsteuerverpflichtungen.

E. Feststellungen gemaR § 53 HGrG und § 29 Satz 2 und
Satz 3 EigBetrVO (Nds.)

Bei unserer Priifung haben wir auftragsgema( die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG
sowie IDW PS 720 (Berichterstattung iiber die Erweiterung der Abschlusspriifung nach § 53 HGrG)
beachtet. Dementsprechend haben wir auch gepriift, ob die Geschifte ordnungsgeméf, d.h. mit
der erforderlichen Sorgfalt und in Ubereinstimmung mit den einschléigigen handelsrechtlichen

Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags gefiihrt worden sind.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage III (Fragenkatalog zur
Priifung nach § 53 HGrG) dargestellt. Uber diese Feststellungen hinaus hat unsere Priifung keine
Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung fiir die Beurteilung der Ordnungsmaéfigkeit

der Geschéftsfithrung von Bedeutung sind.

Gemadl § 29 Satz 2 und Satz 3 EigBetrVO (Nds.) haben wir gepriift, ob die Gesellschaft wirtschaft-
lich gefiihrt wird. Beurteilungsmaf3stab war dabei insbesondere der von der Gesellschafterver-
sammlung beschlossene Wirtschaftsplan, die fiir das Geschiftsjahr 2018 einen Fehlbetrag von

T€ 378 ausweist. Dabei war es nicht unsere Aufgabe, die sachliche Zweckméigkeit der Entschei-

dungen der Geschiftsfithrung und die Geschéftspolitik zu beurteilen.

Unsere Priifung hat zu keinen Einwendungen gefiihrt. Die Gesellschaft hat im Berichtsjahr einen
Jahresfehlbetrag in Hohe von T€ 407 erzielt; dieser konnte in voller Hohe durch Entnahmen aus

der Kapitalriicklage ausgeglichen werden.
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F. Schlussbemerkung

Den vorstehenden Bericht iiber die Priifung des Jahresabschlusses der Hafen Wittlager Land
GmbH, Bohmte, fiir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018 und des Lageberichtes
fiir dieses Geschéftsjahr erstatten wir in Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und

den Grundsétzen ordnungsméfliger Erstellung von Priifungsberichten (IDW PS 450 n.F.).

Der von uns erteilte Bestdtigungsvermerk ist in Abschnitt B unter "Wiedergabe des Bestatigungs-

vermerks" enthalten.

Osnabriick, den 17. Mai 2019

PricewaterhouseCoopers GmbH
Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Hubert Ahlers ppa. Christian Mersch
Wirtschaftspriifer Wirtschaftspriifer
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Anlage I

Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

Lagebericht fiir das Geschaftsjahr 2018

A. Grundlagen des Unternehmens

Gegenstand der Gesellschaft ist der Aufbau, Ausbau und der Betrieb eines Guter- und
Containerhafens sowie die damit in Zusammenhang stehende Flachenerschlieung inkl.
Flachenankauf am Standort Bohmte sowie alle hiermit zusammenhangenden
Rechtsgeschafte.

B. Wirtschaftsbericht
1. Darstellung des Geschaftsverlaufs

Die Aktivitditen der Geschaftsfihrung bezogen sich im Wirtschaftsjahr 2018
schwerpunktmalig auf folgende Aufgabenbereiche:

o Europaweite Ausschreibung der Ingenieurleistungen fir die Ertichtigung des
Massenguthafens sowie fiir den Bau eines Containerhafens.

o Weiterfihrung der Planung zur Ertlichtigung des Massenguthafens in Abstimmung mit
dem beauftragten Ingenieurbiiro grbv, Hannover.

o Weiterflhrung der Standort- und Detailplanung in Bezug auf den geplanten
Containerhafen mit dem beauftragten Ingenieurbiiro grbv in Abstimmung mit dem Biro
railistics.

e Erwerb des bendtigten Standortgrundsticks im vorgesehenen Hafengebiet und
Fortfihrung von Verhandlungen zu weiteren potenziellen Tauschflachen.

e Betrieb des bestehenden Hafens in Bohmte.

Nach erfolgreichem Abschluss der Verhandlungen zum Grundstick des bestehenden
Massenguthafens sowie der Beurkundung des entsprechenden Grundstlckskaufvertrages
wurde der Betrieb des bestehenden Hafens in Bohmte durch die Hafen Wittlager Land
GmbH seit dem 01.04.2016 weitergeflhrt.

Das erstellte Entwicklungskonzept fiir den bestehenden Hafen wurde seitens der NBank flr
forderfahig erachtet, mit Datum vom 20.09.2018 liegt der Hafen Wittlager Land GmbH ein
positiver Férderbescheid Uber 5,378 Mio. € vor. Die Forderquote aus EFRE-Mitteln liegt
damit bei 50 % der als forderfahig anerkannten Ausgaben.

Auch zum geplanten Containerhafen in direkter Nachbarschaft des Massenguthafens liegt
nach erfolgreichem Widerspruchsverfahren zwischenzeitlich ein positiver Férderbescheid
von Umschlagsanlagen des Kombinierten Verkehrs von der Generaldirektion
Wasserstralden- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes Uber 6,466 Mio. € vor.

Vor diesem Hintergrund hat flr beide Projekte die notwendige europaweite Ausschreibung

der Ingenieurleistungen stattgefunden. Im Rahmen eines Bieterwettbewerbes wurde der
Fa. grbv aus Hannover der Zuschlag erteilt.
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Im Hinblick auf den notwendigen Erwerb von Tauschflachen ist die niedersachsische
Landgesellschaft (NLG) weiterhin eng eingebunden, um adaquate wirtschaftliche Flachen
zu vermitteln.

Den finanziellen Leistungsindikator, der fester Bestandteil des Wirtschaftsplans ist und von
den Gesellschaftern beschlossen wird, stellt das Jahresergebnis dar. Der Ausgleich eines
moglichen Jahresfehlbetrages erfolgt gemafl Gesellschaftsvertrag durch Nachforderung von
Nachschissen der Gesellschafter.

2. Darstellung der Lage
Vermogenslage

In der Bilanz weisen Aktiv- und Passivseite jeweils einen Betrag in Héhe von T€ 13.699 aus.
Auf der Aktivseite sind insbesondere der Kauf des bendtigten Grundsticks flr den
Containerhafen in Héhe von T€829 sowie die Abwicklung  weiterer
Tauschgrundstiicksgeschafte mit im Saldo T€ 473 zu verzeichnen.

Von den in Vorjahren erworbenen Tauschgrundsticken wurde 2 verkauft wodurch sich der
Bestand um T€ 545 reduzierte, gleichzeitig wurden 2 weitere Vorratsgrundstiicke erworben,
die mit in Summe T€ 1.018 zu aktivieren waren.

Die Passivseite ist durch einen deutlichen Anstieg der Verbindlichkeiten gegenuber
Gesellschaftern um T€ 1.100 gepragt. Diese Zunahme ist auf die im Geschaftsjahr 2018
aufgenommenen Darlehensverbindlichkeiten zur Vorfinanzierung der Grundstickskaufe
zurtckzufuhren.

Finanzlage

Zur Finanzierung der Gesellschaft bestehen Bankdarlehen in Hoéhe von insgesamt
T€11.878. Die Liquiditatslage der Gesellschaft war im Geschaftsjahr 2018 stets
ausreichend. Die Gesellschaft weist eine Eigenkapitalquote von rund 3 % (Vorjahr: 3,5 %)
auf. Es besteht eine Verlustibernahmeverpflichtung durch die Gesellschafter gemafly § 14
des Gesellschaftsvertrages.

Ertragslage

Die Hafen Wittlager Land GmbH hat in ihrem Wirtschaftsjahr 2018 einen Verlust von T€ 407
erzielt.

Den sonstigen betrieblichen Aufwendungen, die wesentlich durch Rechts- und
Beratungskosten in Hohe von T€ 103 (Vorjahr: T€ 89) gepragt sind, den Zinsen und
ahnlichen Aufwendungen in Héhe von T€ 171 (Vorjahr: T€ 296) sowie den negativen
Bestandsveranderungen aus der Verdulierung von Tauschgrundstiicken in Hohe von
T€ 545 (Vorjahr: T€ 0) stehen Ertrage aus Pachten und getauschten Grundstiicken von
T€ 510 (Vorjahr: T€ 105) gegenuber.

Der im Wirtschaftsplan vorgesehene Jahresfehlbetrag flir 2018 wurde im Berichtsjahr nicht

Uberschritten. Nach Bericksichtigung der Nachschusspflicht der Gesellschafter und der
daraus folgenden Entnahme aus der Kapitalricklage ergibt sich ein Bilanzgewinn von T€ 0.
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C. Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung der Gesellschaft

Die Hafen Wittlager Land GmbH fihrt regelmalig eine Potenzialanalyse durch. Die
Gesellschaft ist insbesondere dem Risiko ausgesetzt, dass sich bei den bislang
interessierten Unternehmen, die Logistikketten andern und eine abnehmende Nachfrage
eintreten konnte.

Zahlreiche Gesprache mit Firmen, die aufgrund der Bedarfsabfrage Umschlagpotential
avisiert haben, aber auch mit Firmen, die unabhangig von der Bedarfsabfrage weiteres
Interesse fur einen Glterumschlag Bohmte-Leckermiihle angemeldet haben, zeigen jedoch,
dass durch die Umsetzung des Hafenprojektes in Tragerschaft der Hafen Wittlager Land
GmbH kundenneutral ein erhebliches Umschlagpotential aus der Region und dartber
hinaus gebunden werden kann. Die Bedarfsabfragen werden fortlaufend aktualisiert.

D. Prognosebericht

Fir das Geschaftsjahr 2019 wird ein ahnliches Ergebnis wie in 2018 erwartet.

Bohmte, den 30. April 2019

Hafen Wittlager Land GmbH

Siegfried Averhage Klaus Goedejohann
Geschaftsfihrer Geschaftsfihrer
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Jahresabschluss fiir das Geschiftsjahr
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018
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Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

Bilanz zum 31. Dezember 2018

Anlage 11

Aktiva
31.12.2018 31.12.2017
€ €
A. Anlagevermogen
Sachanlagen
1. Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte und Bauten
einschlieRlich der Bauten auf fremden Grundstiicken 6.180.601,98 5.351.571,81
2. Technische Anlagen und Maschinen 56.001,00 77.334,00
3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung 1.775,00 2.220,00
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 114.316,55 14.257,79
6.352.694,53 5.445.383,60
B. Umlaufvermégen
I.  Vorrate
1. Handelsgrundstiicke 7.149.744,28 6.676.756,65
2. Geleistete Anzahlungen 1.548,00 293.432,85
7.151.292,28 6.970.189,50
Il.  Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 139.939,19 22.704,20
2. Sonstige Vermdgensgegenstande 3.240,72 439,73
143.179,91 23.143,93
lll. Guthaben bei Kreditinstituten 5.845,88 115.968,97
7.300.318,07 7.109.302,40
C. Rechnungsabgrenzungsposten 46.144,41 51.978,23
13.699.157,01 12.606.664,23
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Passiva
31.12.2018 31.12.2017
€ €
. Eigenkapital
I.  Gezeichnetes Kapital 40.000,00 40.000,00
Il. Kapitalriicklage 373.823,13 403.558,12
413.823,13 443.558,12
. Riickstellungen
1. Steuerriickstellungen 740,00 0,00
2. Sonstige Riickstellungen 6.000,00 4.901,00
6.740,00 4.901,00

. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
3. Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern
4. Sonstige Verbindlichkeiten
(davon aus Steuern € 1.376,26; Vorjahr € 672,68)

. Rechnungsabgrenzungsposten

11.878.010,00
34.609,80
1.355.861,10
3.589,01

11.878.010,00
16.760,01
255.534,87
1.376,26

13.272.069,91

12.151.681,14

6.523,97

6.523,97

13.699.157,01

12.606.664,23
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Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

Gewinn- und Verlustrechnung
fur die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

Anlage 11

2018 2017
€ €

1. Umsatzerlose 510.222,59 104.522,64

2. Verminderung des Bestands zur VeraufRerung vorgesehener Grundstiicke 544.792,84 0,00

3. Sonstige betriebliche Ertrage 94.837,64 9.080,00

4. Personalaufwand

a) Lohne und Gehalter 45.340,00 42.030,00
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen fiir Alterversorgung 11.227,76 11.369,71

5. Abschreibungen auf Sachanlagen 22.108,15 22.249,89

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 212.084,74 146.682,38

7. sonstige Zinsen und ahnliche Ertrage 11,00 0,00

8. Zinsen und ahnliche Aufwendungen 170.559,07 296.218,74

(davon an verbundene Unternehmen € 8.639,08; Vorjahr € 372,87)

9. Ergebnis nach Steuern -401.041,33 -404.948,08
10. Sonstige Steuern 6.193,66 8.704,83
11. Jahresfehlbetrag -407.234,99 -413.652,91
12. Entnahme aus der Kapitalriicklage 407.234,99 413.652,91
13. Bilanzgewinn 0,00 0,00
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Hafen Wittlager Land GmbH, Bohmte

Anhang fiir das Geschaftsjahr 2018

Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss

Die Hafen Wittlager Land GmbH mit Sitz in Bohmte ist im Handelsregister B des Amtsgerichts
Osnabriick unter der Nummer HR B 206213 eingetragen. Die Gesellschaft weist zum
Bilanzstichtag die GroRenmerkmale einer Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne des § 267a HGB
auf.

Der Jahresabschluss wird nach den Rechnungslegungsvorschriften fiir Kapitalgesellschaften des
Handelsgesetzbuches (HGB) unter Berticksichtigung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften
mit beschrankter Haftung (GmbH) aufgestellt.

Im Interesse einer besseren Klarheit und Ubersichtlichkeit werden die nach den gesetzlichen
Vorschriften bei den Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung anzubringenden
Vermerke ebenso wie die Vermerke, die wahlweise in der Bilanz bzw. Gewinn- und
Verlustrechnung anzubringen sind, teilweise im Anhang aufgefihrt.

Die Gesellschaft nimmt als Kleinstkapitalgesellschaft die groRenabhangigen Erleichterungen der
§§ 266 Abs.1 Satz 3, 274a, 276 und 288 HGB teilweise in Anspruch.

Fir die Gewinn- und Verlustrechnung wird das Gliederungsschema des Gesamtkostenverfahrens
angewandt.

Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Vermdgensgegenstdnde des Sachanlagevermdgens werden zu Anschaffungskosten
bewertet und nach MaRgabe der betriebsgewdhnlichen Nutzungsdauer linear abgeschrieben. Die
Abschreibungen auf Zugénge werden zeitanteilig nach der linearen Methode entsprechend der
voraussichtlichen Nutzungsdauer vorgenommen.

Die Bewertung der Handelsgrundstiicke erfolgt zum Einstandspreis unter Beriicksichtigung des
strengen Niederstwertprinzips.

Forderungen und sonstige Vermogensgegenstinde werden zum Nennwert angesetzt.
Die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert am Bilanzstichtag angesetzt.

Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag
angesetzt, soweit sie Aufwand fir einen bestimmten Zeitraum nach diesem Zeitpunkt darstellen.

Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert bilanziert.
Die Riickstellungen beriicksichtigen die erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen

und werden in Hoéhe des nach verninftiger kaufmannischer Beurteilung notwendigen
Erflllungsbetrages bilanziert.
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Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erflllungsbetrag bilanziert.

Als passive Rechnungsabgrenzungsposten sind Einzahlungen vor dem Abschlussstichtag
angesetzt, soweit sie Ertrag fir einen bestimmten Zeitpunkt nach diesem Zeitpunkt darstellen.

Dem Prinzip der Bewertungsstetigkeit wurde Rechnung getragen.
Angaben zu Posten der Bilanz

a) Anlagevermogen
Die Entwicklung des Anlagevermdgens ist in der Anlage zum Anhang dargestellt.

b) Forderungen
Forderungen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr bestanden am Bilanzstichtag nicht.

c) Eigenkapital
Das Stammkapital betragt 40.000,00 € und ist in voller Hohe eingezahlt.

d) Sonstige Riickstellungen
Die sonstigen Riickstellungen umfassen Gberwiegend Prifungs- und Beratungskosten.

e) Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, Verbindlichkeiten gegenuber
Gesellschaftern und die sonstigen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem
Jahr. Die Verbindlichkeiten gegenuber Gesellschaftern bestehen mit T€1.285 aus
Darlehensverbindlichkeiten sowie mit T€ 71 aus Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen.

Von den Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten haben T€ 11.800 eine Restlaufzeit von
mehr als 5 Jahren. In Hohe von T€ 78 bestehen Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten mit
einer Laufzeit weniger als einem Jahr.

Sonstige Angaben

a) Organe der Gesellschaft

Geschaftsfiihrung

Siegfried Averhage, Verwaltungsangestellter, Melle
Klaus Goedejohann, Blrgermeister, Bohmte

Die Geschéaftsfuhrer sind jeweils zur alleinigen Vertretung berechtigt und von den
Beschrankungen des § 181 BGB befreit.
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Aufsichtsrat
Herr Dr. Michael Lubbersmann (Vorsitzender), Landrat, Osnabriick

Herr Stefan Muhle (stellvertretender Vorsitzender), Erster Kreisrat,
(bis zum 15.01.2018)

Frau Barbel Rosenstrater (stellvertretende Vorsitzende), Erste Kreisratin,
(ab 1.10.2018)

Herr Martin Baumer, Landtagsabgeordneter, Glandorf

Herr Thomas Rehme, Rechtsanwalt, Bohmte

Frau Anette Gottlieb, Sparkassenfachwirtin, Bad Essen
Frau Ursula Mohr-Loos, Buchhandlerin, Bad Essen-Hiisede
Herr Rolf Flerlage, Apotheker, Bohmte

Herr Arnd Sehimeyer, Landwirt, Bohmte

Herr Martin Schiitz, kaufm. Angestellter, Bohmte

Herr Patrick Buchsbaum, Veranstaltungsmanager, Bohmte
Herr Timo Natemeyer, Blirgermeister, Bad Essen

Herr Rainer Ellermann, Birgermeister, Ostercappeln

b) Aufwendungen fiir Organmitglieder

Anlage 11

Osnabriick

Osnabriick

Die Mitglieder der Geschaftsfiihrung und des Aufsichtsrates haben im Kalenderjahr 2018 keine

Bezlge erhalten.

c) Anzahl der Beschiftigten

Die Gesellschaft beschaftigte im Kalenderjahr 2018 zwei Mitarbeiter im bestehenden Hafen.

Bohmte, den 30. April 2019

Siegfried Averhage Klaus Goedejohann
Geschéftsfihrer Geschéftsfuhrer
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Entwicklung des Anlagevermogens 2018
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Entwicklung des Anlagevermogens 2018

Anlage 11

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten

01.01.2018 Zugang Umbu- | 31.12.2018
chungen
€ € € €
Sachanlagen
1. Grundstlicke, grundstiickgleiche Rechte
und Bauten einschlief3lich der Bauten auf
fremden Grundstiicken 5.351.571,81] 829.030,17 0,00] 6.180.601,98
2. Technische Anlagen und Maschinen 120.000,00 0,00 0,00] 120.000,00
3. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschéaftsausstattungen 4.916,86 330,15 0,00 5.247,01
4. Geleistete Anzahlungen und
Anlagen im Bau 14.257,79] 100.058,76 0,00 114.316,55
5.490.746,46| 929.419,08 0,00| 6.420.165,54
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Abschreibungen

Res’t.vchwerte

01.01.2018 Zugang (31.12.2018 31.12.2018 31.12.2017
€ € € € €

0,00 0,00 0,00 6.180.601,98] 5.351.571,81

42.666,00] 21.333,00( 63.999,00 56.001,00 77.334,00

2.696,86 775,15 3.472,01 1.775,00 2.220,00

0,00 0,00 0,00 114.316,55 14.257,79

45.362,86| 22.108,15[ 67.471,01 6.352.694,53| 5.445.383,60
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Fragenkatalog zur Priifung nach § 53 HGrG (nach IDW PS 720)

Fragenkreis 1: Tatigkeit von Uberwachungsorganen und Geschiftsleitung sowie in-

a)

b)

c)

d)

dividualisierte Offenlegung der Organbeziige

Gibt es Geschéftsordnungen fiir die Organe und einen Geschéftsverteilungsplan fiir die Ge-
schiftsleitung sowie ggf. fiir die Konzernleitung? Gibt es dariiber hinaus schriftliche Wei-
sungen des Uberwachungsorgans zur Organisation fiir die Geschéfts- sowie ggf. fiir die Kon-
zernleitung (Geschéftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bediirfnissen des
Unternehmens bzw. des Konzerns?

Die Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die
Geschéftsfithrung. Fiir die Gesellschafterversammlung und den Aufsichtsrat sind die gesetz-
lichen und gesellschaftsvertraglichen Vorschriften maf3geblich. Die Aufgaben der Geschifts-
fiihrung sind im Gesellschaftsvertrag geregelt. Gesonderte Geschéftsordnungen oder -

anweisungen sind aufgrund der Struktur und Grofde der Gesellschaft noch nicht erforderlich.

Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschiisse haben stattgefunden und wurden Nie-
derschriften hieriiber erstellt?

Im Berichtsjahr haben drei Gesellschafterversammlungen und drei Aufsichtsratssitzungen

stattgefunden. Die Niederschriften haben uns vorgelegen.

In welchen Aufsichtsriten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind
die einzelnen Mitglieder der Geschiftsleitung titig?

Der Geschiftsfithrer, Herr Siegfried Averhage, ist in folgendem Kontrollgremium tétig:
e Mitglied im Verwaltungsausschuss der Bundesagentur fiir Arbeit Osnabriick
e Mitglied im Aufsichtsrat der Landesgartenschau Bad Iburg 2018 gGmbH
Der Geschéftsfithrer, Herr Klaus Goedejohann, ist in folgenden Kontrollgremien tétig:
e Mitglied im Aufsichtsrat BiirgerEnergie Bohmte eG (Vorsitzender)
Wird die Vergiitung der Organmitglieder (Geschéftsleitung, Uberwachungsorgan) individu-
alisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, er-

folgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewie-
sen? Falls nein, wie wird dies begriindet?

Die Organmitglieder erhielten im Berichtsjahr keine Vergiitung von der Gesellschaft.

0.08878390.001
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Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen

a)

b)

c)

d)

e)

Gibt es einen den Bediirfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus
dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zustdndigkeiten/Weisungsbefugnisse er-
sichtlich sind? Erfolgt dessen regelméiRige Uberpriifung?

Ein den Bediirfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan existiert nicht
und ist wegen der geringen GréRe der Gesellschaft entbehrlich. Kiinftig wird eine Uberprii-

fung erfolgen, wenn dies erforderlich wird.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 2a).

Hat die Geschiftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionspravention ergriffen und dokumen-
tiert?

Die Gesellschaft ist in das interne Kontrollsystem der BEVOS integriert, die das Rechnungs-
wesen und das Controlling der Gesellschaft fiihrt. Spezielle schriftliche Vorkehrungen zur
Korruptionspravention sind noch nicht ergriffen worden und sind aufgrund der GréRe und

des iiberschaubaren Téatigkeitsfeldes der Gesellschaft noch verzichtbar.

Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen fiir wesentliche Entscheidungspro-
zesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-
nahme und -gewédhrung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten
werden?

Die vorgegebenen gesetzlichen Regelungen wie VOB, VOF, VOL und EU-Richtlinien werden
beachtet. Dariiber hinaus gibt es keine weiteren schriftlichen Richtlinien. Entscheidungen
werden von der Geschiftsfithrung in den Grenzen von Gesellschaftsvertrag und Beschliissen

der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrats getroffen.

Besteht eine ordnungsmaf3ige Dokumentation von Vertrédgen (z.B. Grundstiicksverwaltung,
EDV)?

Vertrage sind, soweit wir priiften, ordnungsgema(’ dokumentiert.

0.08878390.001

Unverbindlicher Entwurf. Anderungen und Ergénzungen vorbehalten!



PwC Anlage III

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Control-

a)

b)

c)

d)

ling

Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung
der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhénge von Projekten - den Bediirfnis-
sen des Unternehmens?

Das Planungswesen entspricht den Anforderungen an das planerische Vorgehen eines or-
dentlichen und gewissenhaften Kaufmanns. Es erfolgt im Wesentlichen ein mittelfristiges
Planungswesen (Wirtschaftsplan), das den Bediirfnissen des Unternehmens entspricht. Alle
wesentlichen Informationen sind verarbeitet, und die der Planung zugrunde liegenden In-

formationen sind realistisch und widerspruchsfrei.

Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Auftretende Planabweichungen werden systematisch untersucht und analysiert.

Entspricht das Rechnungswesen einschlie3lich der Kostenrechnung der Gr63e und den be-
sonderen Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht der Grol3e und der Struktur des Unternehmens. Es ist bei
der BEVOS angesiedelt und wird dort mit der zur Verfiigung stehenden Software von Mitar-
beitern der BEVOS durchgefiihrt.

Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditétskon-
trolle und eine Kreditiiberwachung gewéhrleistet?

Der Stand der liquiden Mittel sowie die aufgenommenen Darlehen des Unternehmens wer-

den kontinuierlich tiberwacht.

Gehort zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfiir geltenden Regelungen nicht eingehalten worden
sind?

Ein zentrales Cash-Management ist notwendigerweise nicht eingerichtet.

Ist sichergestellt, dass Entgelte vollstéindig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist
durch das bestehende Mahnwesen gew#hrleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah
und effektiv eingezogen werden?

Die Abrechnung der Entgelte erfolgt zeitnah und vollstindig. Das bestehende Mahnwesen

gewdahrleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden.
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g)

h)

Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es
alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?

Das Controlling der Gesellschaft wird von der BEVOS iibernommen und entspricht den An-

forderungen an die Grof3e des Unternehmens (siehe dazu auch Fragenkreis 3c).

Erméglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Uberwachung
der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung be-
steht?

Die Gesellschaft hilt keine Beteiligungen.

Fragenkreis 4: Risikofritherkennungssystem

a)

b)

c)

d)

Hat die Geschifts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frithwarnsignale definiert und
Maf3nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefdhrdende Risiken rechtzeitig erkannt
werden kénnen?

Aufgrund der Grof3e und des {iberschaubaren Tétigkeitsfeldes der Gesellschaft ist kein ge-
sondertes Risikofriiherkennungssystem eingerichtet. Jedoch kénnen im Hinblick auf die
GroRRe des Unternehmens, die Branche, die Art der Geschéftstatigkeit und die Struktur des
Umfeldes in angemessener Art und in zeitlicher Ndhe von der Geschaftsfithrung bestandsge-
fahrdende Risiken erkannt werden.

Reichen diese Mallnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfiillen? Haben sich
Anhaltspunkte ergeben, dass die Mafnahmen nicht durchgefiihrt werden?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 4a).

Sind diese MafSnahmen ausreichend dokumentiert?

Siehe vorhergehende Ausfiihrungen (Fragenkreis 4a).

Werden die Frithwarnsignale und Manahmen kontinuierlich und systematisch mit dem
aktuellen Geschéftsumfeld sowie mit den Geschéftsprozessen und Funktionen abgestimmt
und angepasst?

Siehe vorhergehende Ausfiihrungen (Fragenkreis 4a).
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Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschéifte, Optionen und Derivate

a)

b)

c)

d)

e)

Hat die Geschifts-/Konzernleitung den Geschiftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumen-
ten sowie von anderen Termingeschéften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt?
Dazu gehort:

¢ Welche Produkte/Instrumente diirfen eingesetzt werden?

¢ Mit welchen Partnern diirfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Betréigen einge-
setzt werden?

¢ Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Um-
fang diirfen offene Posten entstehen?

¢ Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z.B. ob bestimmte Strategien ausschlieRlich zu-
lassig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgefiihrt werden diirfen (z.B. antizipati-
ves Hedging)?

Nach unseren Priifungsfeststellungen und den uns erteilten Auskiinften werden die hier auf-
gefiihrten Geschéfte nicht getatigt.

Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen
und zur Risikobegrenzung?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 5a).

Hat die Geschifts-/Konzernleitung ein dem Geschéftsumfang entsprechendes Instrumenta-
rium zur Verfiigung gestellt insbesondere in Bezug auf

o Erfassung der Geschifte

¢ Beurteilung der Geschéfte zum Zweck der Risikoanalyse

¢ Bewertung der Geschéfte zum Zweck der Rechnungslegung
¢ Kontrolle der Geschifte?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 5a).

Gibt es eine Erfolgskontrolle fiir nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatge-
schifte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 5a).

Hat die Geschifts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 5a).
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f)

Ist die unterjahrige Unterrichtung der Geschéfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offe-
nen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 5a).

Fragenkreis 6: Interne Revision

a)

b)

d)

e)

Gibt es eine den Bediirfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revisi-
on/Konzernrevision? Besteht diese als eigenstéindige Stelle oder wird diese Funktion durch
eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?

Die Gesellschaft hat keine eigene interne Revision eingerichtet. Eine - auch unterjahrige -

Priifung kann durch das Rechnungspriifungsamt des Landkreises Osnabriick erfolgen.

Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/
Konzern? Besteht bei ihrer Tétigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 6a).

Welches waren die wesentlichen Tétigkeitsschwerpunkte der Internen Revisi-
on/Konzernrevision im Geschiftsjahr? Wurde auch gepriift, ob wesentlich miteinander un-
vereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch ge-
trennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal iiber Korruptionspravention be-
richtet? Liegen hieriiber schriftliche Revisionsberichte vor?

Das Rechnungspriifungsamt ist im Berichtsjahr nicht titig geworden. Nach den uns vorlie-

genden Informationen erfolgte bislang keine Berichterstattung iiber Korruptionspravention.

Hat die Interne Revision ihre Priifungsschwerpunkte mit dem Abschlusspriifer abgestimmt?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 6c¢).

Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Méngel aufgedeckt und um wel-
che handelt es sich?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 6c¢).

Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Re-
vision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 6c¢).
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Fragenkreis 7: Ubereinstimmung der Rechtsgeschifte und Mafnahmen mit Gesetz,

a)

b)

c)

d)

Satzung, Geschiftsordnung, Geschéftsanweisung und bindenden Be-
schliissen des Uberwachungsorgans

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Uberwachungsor-
gans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschiften und Manahmen nicht eingeholt worden
ist?

Es haben sich keine Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass im Berichtsjahr zustimmungspflichti-
ge Geschiifte getitigt wurden, ohne die vorherige Zustimmung des Uberwachungsorgans
einzuholen. Die generelle Zustimmung wird {iber die Genehmigung des Wirtschaftsplans
eingeholt.

Wurde vor der Kreditgewshrung an Mitglieder der Geschiiftsleitung oder des Uberwa-
chungsorgans die Zustimmung des Uberwachungsorgans eingeholt?

Im Berichtsjahr wurden keine Kredite an die Geschéftsfiihrung oder Mitglieder des Auf-

sichtsrats vergeben.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbediirftiger MaSnahmen &hn-
liche, aber nicht als zustimmungsbediirftig behandelte MaBnahmen vorgenommen worden
sind (z.B. Zerlegung in TeilmalRnahmen)?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte dafiir ergeben, dass anstelle
zustimmungsbediirftiger Mafdnahmen &hnliche, aber nicht als zustimmungsbediirftig be-

handelte Manahmen vorgenommen worden sind.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschifte und Mafnahmen nicht mit Gesetz,
Satzung, Geschiftsordnung, Geschiftsanweisung und bindenden Beschliissen des Uberwa-
chungsorgans iibereinstimmen?

Es fanden wir keine Anhaltspunkte, dass die Geschifte nicht im Einklang mit den gesetzli-
chen Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages stehen oder das not-

wendige Einwilligungen und Genehmigungen fehlten.

Fragenkreis 8: Durchfiihrung von Investitionen

a)

Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle
Anlagewerte und Vorrite) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-
tat/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken gepriift?

Investitionen werden nach entsprechender Priifung im Wirtschaftsplan eingestellt und
durchgefiihrt.
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b)

c)

d)

e)

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung
nicht ausreichend waren, um ein Urteil iiber die Angemessenheit des Preises zu ermoglichen
(z.B. bei Erwerb bzw. Verduf3erung von Grundstiicken oder Beteiligungen)?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte fiir eine nicht ausreichende

Preisermittlung ergeben.

Werden Durchfiihrung, Budgetierung und Verénderungen von Investitionen laufend iiber-
wacht und Abweichungen untersucht?

Es erfolgt eine laufende Uberwachung der Durchfiihrung, Budgetierung und Veréinderung
von Investitionen. Abweichungen werden untersucht und ggf. iiber Nachtragswirtschafts-

pléne von der Gesellschaftsversammlung genehmigt.

Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Uberschreitungen ergeben? Wenn
ja, in welcher Hohe und aus welchen Griinden?

Bei den abgeschlossenen Investitionen haben sich im Berichtsjahr keine Uberschreitungen

ergeben.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Vertrige nach Aus-
schopfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Im Rahmen unserer Priifung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder
vergleichbare Vertrdge nach Ausschopfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden.

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

a)

b)

Haben sich Anhaltspunkte fiir eindeutige Versto3e gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB,
VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

Offenkundige Versto[3e gegen gesetzliche Vergaberegeln sind uns nicht bekannt geworden.

Werden fiir Geschifte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote
(z.B. auch fiir Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

Nach den uns erteilten Auskiinften werden fiir Geschifte, die nicht den Vergaberegelungen

unterliegen, Vergleichsangebote eingeholt.

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Uberwachungsorgan

a)

Wird dem Uberwachungsorgan regelméRig Bericht erstattet?

Im Berichtsjahr fanden drei Gesellschafterversammlungen sowie drei Aufsichtsratssitzungen
statt, in denen iiber die wesentlichen Geschéaftsvorfille und die wirtschaftliche Lage der Ge-

sellschaft informiert wurde.
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b)

c)

d)

e)

g)

Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unter-
nehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Nach unserer Einschéitzung vermitteln die Berichte an die Gesellschafterversammlung und
den Aufsichtsrat zum Zeitpunkt der Berichterstattung einen zutreffenden Einblick in die
wirtschaftliche Lage der Gesellschaft.

Wurde das Uberwachungsorgan iiber wesentliche Vorgéinge angemessen und zeitnah unter-
richtet? Liegen insbesondere ungewohnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgeméR abge-
wickelte Geschéftsvorfille sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-
sungen vor und wurde hieriiber berichtet?

Die Gesellschafterversammlung und der Aufsichtsrat wurden {iber die wirtschaftliche Lage
informiert und iiber wesentliche Vorgidnge angemessen und zeitnah unterrichtet. Es liegen
nach unseren Erkenntnissen keine ungewohnlichen, risikoreiche oder nicht ordnungsgemaf

abgewickelte Geschéftsvorfélle sowie erkennbare Fehldispositionen vor.

Zu welchen Themen hat die Geschéfts-/Konzernleitung dem Uberwachungsorgan auf des-
sen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Eine besondere Berichterstattung gemaR § 90 Abs. 3 AktG wurde im Berichtsjahr nicht ange-
fordert.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder
unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fillen ausreichend war?

Hierfiir lieBen sich keine Anhaltspunkte erkennen.

Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden
Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Uberwachungsorgan erértert?

Eine D&O-Versicherung besteht bislang nicht. Weiterhin ist die Gesellschaft iiber die GVV-
Kommunalversicherung VVaG und die KSA Kommunaler Schadenausgleich Hannover fiir

Vermogensschaden versichert.

Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschiftsleitung oder des Uberwachungsor-
gans gemeldet wurden, ist dies unverziiglich dem Uberwachungsorgan offengelegt worden?

Im Berichtsjahr sind keine Interessenkonflikte der Geschéftsleitung gemeldet worden.
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Fragenkreis 11: Ungewohnliche Bilanzposten und stille Reserven

a)

b)

Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermogen?

Die Gesellschaft hilt Handelsgrundstiicke, die zu Tauschzwecken erworben wurden. Dar-
iiber hinaus ist kein nicht betriebsnotwendiges Vermégen in wesentlichen Umfang vorhan-
den.

Sind Besténde auffallend hoch oder niedrig?

Hierfiir haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermégenslage durch im Vergleich zu den bi-
lanziellen Werten erheblich h6here oder niedrigere Verkehrswerte der Vermodgensgegen-
stinde wesentlich beeinflusst wird?

Hierfiir haben sich keine Anhaltspunkte ergeben.

Fragenkreis 12: Finanzierung

a)

b)

c)

Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam-
men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflich-
tungen finanziert werden?

Die Eigenkapitalquote liegt bei rund 3 % (Vorjahr 3,5 %). Demnach betrdgt der Anteil des
Fremdkapitals am Gesamtkapital 97,27 % (Vorjahr 96,5 %). Zum Abschlussstichtag beste-
hen vertragliche Verpflichtungen zur Zahlung eines ausstehenden Kaufpreises von insgesamt
T€ 1.400 aus dem Erwerb eines Grundstiicks, bei dem der Eigentumsiibergang 2019 erfolgen

wird. Die Finanzierung soll iiber weitere langfristige Darlehen erfolgen.

Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-
nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfallt, die Gesellschaft hélt keine Beteiligungen.

In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Férdermittel einschlieBlich Garantien
der offentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbun-
denen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Der Jahresfehlbetrag wird geméal} § 14 des Gesellschaftsvertrages durch die Gesellschafter
im Verhaltnis ihrer Geschéftsanteile iibernommen. Der Jahresfehlbetrag ist dabei der vom
Aufsichtsrat festgestellte und vom Abschlusspriifer testierte Jahresfehlbetrag, hochstens je-

doch der im Wirtschaftsplan ausgewiesene Jahresfehlbetrag.

0.08878390.001

Unverbindlicher Entwurf. Anderungen und Ergénzungen vorbehalten!



PwC Anlage III

11

Im Berichtsjahr wurden 2 Férderantrige positiv beschieden. Der von der NBank bewilligte
CO,-Forderantrag zur Errichtung eines Massenguthafens umfasst einen nicht riickzahlbaren
Zuschuss in Hohe von T€ 5.378 und die von der Generaldirektion Wasserstraf3en- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes gewéhrte Forderung von Umschlaganlagen des Kombinierten
Verkehrs umfasst T€ 6.465,6.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a)

b)

Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat-
tung?

Trotz der sehr niedrigen Eigenkapitalquote bestehen keine Finanzierungsprobleme. Auf-
grund des Gesellschaftsvertrages besteht eine Nachschussverpflichtung der Gesellschafter,
etwaige Verluste auszugleichen. Die Gesellschafterversammlung kann ggf. Vorauszahlungen
auf Nachschiisse beschlieen. Der Jahresfehlbetrag von T€ 407 wurde durch Entnahmen aus

der Kapitalriicklage ausgeglichen.

Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschiittungspolitik, Riicklagenbildung) mit der
wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

Nicht einschlégig; die Gesellschaft hat im Berichtsjahr einen Jahresfehlbetrag erwirtschaftet.

Fragenkreis 14: Rentabilitiat/Wirtschaftlichkeit

a)

b)

Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-
ten/Konzernunternehmen zusammen?

Die Gesellschaft ist nicht in verschiedenen Segmenten tétig.

Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgéngen gepragt?

Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgdngen gepragt. Es ist durch
weitere Griindungs- und Planungsaufwendungen im Rahmen der geplanten Hafenanlagen
am Mittellandkanal belastet. Aus dem Verkauf zweier Tauschgrundstiicke, der Verpachtung
einiger landwirtschaftlicher Flachen der bisher erworbenen Tauschgrundstiicke sowie aus
dem Betrieb des Bestandshafens konnten Einnahmen erzielt werden. Des Weiteren ist das
Ergebnis durch die Verpflichtung zur Zahlung von Zinsen auf die aufgenommenen Darlehen
in Hohe von T€ 171 belastet.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbezie-
hungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unan-
gemessenen Konditionen vorgenommen werden?

Soweit derartige Leistungen erbracht wurden, wurden diese angemessen vergiitet.

0.08878390.001

Unverbindlicher Entwurf. Anderungen und Ergénzungen vorbehalten!



PwC Anlage III

d)

12

Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Entfallt, da die Gesellschaft nicht konzessionsabgabenpflichtig ist.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschifte und ihre Ursachen

a)

b)

Gab es verlustbringende Geschifte, die fiir die Vermogens- und Ertragslage von Bedeutung
waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Der Jahresfehlbetrag beruht im Wesentlichen auf den Griindungs- und Planungsaufwendun-
gen der geplanten Hafenanlagen am Mittellandkanal. Erste konkrete Meilensteine sehen ei-
ne Fertigstellung des Massenguthafens im ersten Quartal 2021 sowie die Fertigstellung des

Containerhafens zum Jahresende 2023 vor.

Dariiber hinaus wurde das Ergebnis des Berichtsjahres durch Zinszahlungen in Héhe von
T€ 171 belastet.

Wurden MaRnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche Mag3-
nahmen handelt es sich?

Bis zur ertragswirksamen Vergabe beider Hafen an Konzessionsnehmer bestehen keine Mog-

lichkeiten oder zu ergreifende Mafdnahmen um die Verluste zu begrenzen.

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Manahmen zur Verbesserung

a)

b)

der Ertragslage
Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 15a).

Welche Manahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Un-
ternehmens zu verbessern?

Siehe vorhergehende Ausfithrungen (Fragenkreis 15b).
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Rechtliche und steuerliche Verhiltnisse

Firma Hafen Wittlager Land GmbH

Sitz Bohmte

Rechtsform Gesellschaft mit beschréankter Haftung

Handelsregister Amtsgericht Osnabriick HR B 206213 (letzter Eintrag am
17. April 2013)

Gesellschaftsvertrag Giiltig in der Fassung vom 12. Mérz 2012

Gegenstand des Der Aufbau, der Ausbau und der Betrieb eines Giiter- und Con-

Unternehmens tainerhafens sowie die damit in Zusammenhang stehende Fla-
chenerschlieung incl. Flichenankauf am Standort Bohmte so-
wie alle hiermit zusammenhingenden Rechtsgeschéfte

Geschiftsjahr Kalenderjahr

Stammbkapital € 40.0000

Gesellschafter Anteile in %
BEVOS 50,00
Gemeinde Bohmte 37,50
Gemeinde Bad Essen 6,25
Gemeinde Ostercappeln 6,25

100,00

Organe der Gesellschaft Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, die
Geschaftsfithrung und der Aufsichtsrat.

Geschiftsfithrung und Geschéftsfiihrer

Vertretung Siegfried Averhage, Melle
Klaus Godejohann, Bohmte
Die Geschiftsfiihrer sind berechtigt die Gesellschaft einzeln zu
vertreten und von den Beschrankungen des § 181 BGB befreit.

Aufsichtsrat Der Aufsichtsrat besteht aus zwolf Mitgliedern. Die BEVOS ent-

sendet sechs, die Gemeinde Bohmte vier und die Gemeinden Bad
Essen und Ostercappeln jeweils ein Mitglied.
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Wichtige Beschliisse der Beschliisse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsra-
Gesellschafterversammlung | tes vom 21. Mérz 2018
und der Aufsichtsratssitzun-

gen e Genehmigung des Nachtragswirtschaftsplans 2018

¢ Einforderung von Vorauszahlungen auf Nachschiisse fiir das
Geschéftsjahr 2018

Beschliisse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsra-
tes vom 29. Mai 2018

e TFeststellung des Jahresabschlusses 2017
e Entlastung der Geschaftsfithrung fiir 2017
e Entlastung des Aufsichtsrates fiir 2017

e Wahl des Abschlusspriifers fiir das Geschéftsjahr 2018 durch
den Aufsichtsrat

Beschliisse der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsra-
tes vom 4. Dezember 2018

¢ Genehmigung des Wirtschaftsplans 2019

e Einforderung von Vorauszahlungen auf Nachschiisse fiir das
Geschiftsjahr 2019 auf Grundlage des zu erwartenden Ver-
lustes laut Wirtschaftsplan 2019

Nachschusspflicht/Verlust- | Die Gesellschafter sind gemaR § 14 des Gesellschaftsvertrages
abdeckung der Gesellschaf- | verpflichtet, den Jahresfehlbetrag der HWL im Verhéltnis ihrer
ter Geschéftsanteile zu iibernehmen. Jahresfehlbetrag ist dabei der
vom Aufsichtsrat festgestellte und vom Abschlusspriifer testierte
Jahresfehlbetrag, hochstens jedoch der im Wirtschaftsplan aus-
gewiesene Jahresfehlbetrag. Die Nachschusspflicht beschrankt
sich dabei hochstens auf den im Wirtschaftsplan des jeweiligen
Geschiftsjahres ausgewiesenen Jahresfehlbetrag.

Zusténdiges Finanzamt Osnabriick Land

Steuernummer 65/200/31953

Steuerliche Verhiltnisse Die Gesellschaft unterliegt gemal3 § 1 KStG der Koérperschaft-
steuer- und der Gewerbesteuerpflicht gemaf3 § 2 Absatz 1
GewStG.

Das Unternehmen unterliegt der Regelbesteuerung gemal3
88 16-18 UStG.

Die umsatzsteuerliche Veranlagung ist bis einschlieRlich 2015
erfolgt. Die ertragsteuerliche Veranlagung ist bis einschlie3lich
2014 erfolgt; der Bescheid fiir 2014 erging unter dem Vorbehalt
der Nachpriifung.
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A. Bilanz
I. Aktiva
Anlagevermdgen
Sachanlagen
Grundstiicke, grundstiicksgleiche Rechte
und Bauten einschlie8lich der Bauten auf
fremden Grundstiicken

€ 6.180.601,98
31.12.2017 € 5.351.571,81
. Die Entwicklung im Berichtsjahr:
01.01.2018 Zugang Abschreibung | 31.12.2018
€ € €

Grundstlicke, grundstiicksgleiche
Rechte und Bauten einschlieRlich der
Bauten auf fremden Grundstlicken 5.351.571,81 829.030,17 0,00 6.180.601,98
Technische Anlagen und Maschinen € 56.001,00

31.12.2017 € 77.334,00

. Die Entwicklung im Berichtsjahr:
01.01.2018 Zugang Abschreibung 31.12.2018
€ € € €

Technische Anlagen
und Maschinen 77.334,00 0,00 21.333,00 56.001,00
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschifts-
ausstattung € 1.775,00

31.12.2017 € 2.220,00

. Die anderen Anlagen, Betriebs- und Geschéftsausstattungen werden mittels der linearen Metho-

den unter Beriicksichtigung einer Nutzungsdauer von 3 bis 14 Jahren abgeschrieben.

Geleistete Anzahlungen und Anlagen im

Bau

31.12.2017

0.0878390.001
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4. Die geleisteten Anzahlungen und Anlagen im Bau beinhalten bereits vollstédndig erbrachte Pla-

nungsleistungen in Verbindung mit der Errichtung des Umschlaghafens.

Umlaufvermégen

Handelsgrundstiicke €
31.12.2017 €

7.149.744,28
6.676.756,65

5. Imlaufenden Geschéftsjahr hat die Gesellschaft zwei Grundstiicke erworben, die unter Beriicksich-

tigung der Anschaffungsnebenkosten mit einem Buchwert von T€ 1.018 aktiviert wurden.

Uber die Zusammensetzung der Handelsgrundstiicke gibt folgende Ubersicht Aufschluss:

31.12.2018| 31.12.2017
€ €

Tauschgrundstiick Gemarkung Stirpe-Oelingen, Flur 1, diverse Flurstiicke 1.776.574,43| 1.776.574,43
Tauschgrundstick Gemarkung Herringhausen, Flur 20 Flur 22, diverse 1.428.067,29| 1.428.067,29
Tauschgrundstick Gemarkung Herringhausen, Flur 27, Flursttick 101 694.722,85 0,00
Tauschgrundstiick Gemarkung Stirpe-Oelingen, Flur 6, Flurstlick 28 599.642,95| 599.642,95
Tauschgrundstick Gemarkung Bohmte, Flur 30, Flurstiick 27 399.544,58| 399.544,58
Tauschgrundstick Gemarkung Stirpe-Oelingen, Flur 6, Flurstlick 42/6 323.661,87 0,00
Tauschgrundstiick Gemarkung Herringhausen, Flur 29 / Flur 32, diverse 304.639,33| 543.998,80
Tauschgrundstiick Gemarkung Krevinghausen, Flur 1, Flurstiick 13/3 279.838,46| 279.838,46
Tauschgrundstick Gemarkung Wehrendorf, Flur 9, Flurstlick 80/1 243.902,26| 243.902,26
Tauschgrundstiick Gemarkung Bohmte, Flur 36, diverse 226.573,27| 226.573,27
Tauschgrundstick Gemarkung Bohmte, Flur 26, Flurstick 3 200.659,28| 200.659,28
Tauschgrundstick Gemarkung Haldem, Flur 13, Flurstiick 54 168.303,87| 168.303,87
Tauschgrundstiick Gemarkung Herringhausen, Flur 16, Flurstlick 319 116.577,06 116.577,06
Tauschgrundstick Gemarkung Herringhausen, Flur 16, Flurstiick 320 112.390,63| 112.390,63
Tauschgrundstick Gemarkung Bohmte, Flur 27, Flurstlick 43/3 110.736,95| 110.736,95
Tauschgrundstiick Gemarkung Bohmte, Flur 31, Flurstiick 8 65.542,70 65.542,70
Tauschgrundstiick Gemarkung Stirpe-Oelingen, Flur 1, Flurstiick 302 55.188,72 55.188,72
Tauschgrundstick Gemarkung Nordhausen, Flur 1, Flurstick 17/1 43.177,78| 348.611,15
Tauschgrundstiick Gemarkung Stirpe-Oelingen, Flur 1/ Flur 6, diverse 0,00 604,25
7.149.744,28| 6.676.756,65
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Geleistete Anzahlungen
€ 1.548,00
31.12.2017 € 293.432,85
Forderungen und sonstige Vermégensge-
genstinde
Forderungen aus Lieferungen und Leistun-
gen € 139.939,19
31.12.2017 € 22.704,20

. Die Forderungen betreffen fallige Monatspachten aus den verpachteten Teilflachen der Tausch-

grundstiicke sowie Forderungen aus dem Betrieb des Bestandshafens.

Sonstige Vermogensgegensténde € 3.240,72
31.12.2017 € 439,73

. Die sonstigen Vermégensgegenstiande betreffen wie im Vorjahr im Wesentlichen Umsatzsteuerfor-

derungen.

Guthaben bei Kreditinstituten € 5.845,88
31.12.2017 € 115.968,97

. Das Guthaben besteht bei der Sparkasse Osnabriick.

Rechnungsabgrenzungsposten € 46.144,41
31.12.2017 € 51.978,23

. Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten umfasst mit T€ 43 Biirgschaftsprovisionen der in An-
spruch genommenen Darlehen. Des Weiteren beinhaltet der Posten mit T€ 3 die Vermogenseigen-

schaden-Versicherung fiir das Geschaftsjahr 2019.
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II. Passiva
Eigenkapital
Gezeichnetes Kapital € 40.000,00
31.12.2017 € 40.000,00
Kapitalriicklage € 373.823,13
31.12.2017 € 403.558,12
Entwicklung im Berichtsjahr:
01.01.2018 Zufiihrung Entnahme 31.12.2018
€ € € €
Kapitalricklage 403.558,12 377.500,00 407.234,99 373.823,13
Sonstige Riickstellungen € 6.740,00
31.12.2017 € 4.901,00

Die sonstigen Riickstellungen wurden gebildet fiir Priifungskosten T€ 3 und fiir die Aufbewahrung

von Geschéftsunterlagen T€ 4.

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstitu-
ten € 11.878.010,00
31.12.2017 € 11.878.010,00

Die Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten betreffen mit T€ 5.800 ein Darlehen der Kreis-
sparkasse Melle sowie ein neu aufgenommenes Darlehen der Kreissparkasse Bersenbriick in Hohe
von T€ 6.000. Beide Darlehen hatten bei Aufnahme eine Restlaufzeit von zehn Jahren und sind
endfallig in voller Hohe zu tilgen. Des Weiteren betreffen die Verbindlichkeiten Zinsverbindlich-

keiten aus den aufgenommenen Darlehen in Hohe von insgesamt T€ 78.
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Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen € 34.609,80
31.12.2017 € 16.760,01

Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern € 1.355.861,10
31.12.2017 € 255.534,87

Die Verbindlichkeiten gegeniiber Gesellschaftern betreffen im Wesentlichen (T€ 1.285) fallige
Darlehen zur Vorfinanzierung der Grundstiickskdufe sowie Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen (T€ 71).

Sonstige Verbindlichkeiten € 3.589,01
31.12.2017 € 1.376,26

Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen Verbindlichkeiten aus Lohn- und Kirchensteuer.

Rechnungsabgrenzungsposten € 6.523,97
31.12.2017 € 6.523,97

Der passive Rechnungsabgrenzungsposten umfasst in voller Hohe Pachten, die das Geschaftsjahr
2018 betreffen.
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B. Gewinn- und Verlustrechnung

Umsatzerlose € 510.222,59
2017 € 104.522,64

16. Die Umsatzerlose betreffen die Verkaufserlose aus den Grundstiicksverkdufen (T€ 391), Pachtein-
nahmen in Hohe von T€ 47 und weitere Umsétze in Hohe von T€ 72 aus der Vermietung von Fla-
chen des Bestandhafens. Der Anstieg resultiert im Wesentlichen aus dem Verkauf eines Grund-

stiicks.

Verminderung des Bestands zur Verduf3e-
rung vorgesehener Grundstiicke € 544.792,84
2017 € 0,00

17. Die Verminderung des Bestandes an Handelsgrundstiicken resultiert aus Tauschgeschéften und

dem Verkauf diverser Grundstiicke.

Sonstige betriebliche Ertrige € 94.837,64
2017 € 9.080,00

18. Zusammensetzung:

19.

31.12.2018 31.12.2017

€ €
Mietnachzahlungen 49.350,00 0,00
Entschadigungszahlung 43.110,83 0,00
Ertrage aus der Aufldsung von Rickstellungen 1.816,00 7.091,00
Sonstige Ertrage 560,81 1.989,00
94.837,64 9.080,00
Personalaufwand € 56.567,76
€ 53.399,71

Der Personalaufwand resultiert aus der Beschéftigung von zwei Mitarbeitern, die fiir den Betrieb

des Bestandhafens beschaftigt werden und entfillt mit T€ 46 auf Lohne und Gehélter und mit

T€ 11 auf soziale Abgaben.

Abschreibungen auf Sachanlagen

€
€

22.108,15
22.249,89

20. Zur Entwicklung der Abschreibungen verweisen wir auf den Anlagenspiegel (Anlage II).
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Sonstige betriebliche Aufwendungen € 212.084,74
2017 € 146.682,38

Zusammensetzung:

2018 2017
€ €

Rechts- und Beratungskosten 114.583,98| 97.038,66
Forderungsverluste 27.550,00 0,00
Beitrage und Abgaben 16.413,93 5.678,11
Mietzahlungen 12.258,00f 12.519,58
Versicherungsbetrage 10.348,79| 10.024,82
Grundsticksaufwendungen 6.589,00 8.206,97
Reparatur- und Instandhaltungskosten 4.680,68 1.749,42
Ubrige sonstige Aufwendungen 19.660,36] 11.464,82
212.084,74| 146.682,38
Sonstige Zinsen und &hnliche Ertrige € 11,00
2017 € 0,00
Zinsen und dhnliche Aufwendungen € 170.559,07
2017 € 296.218,74

Die Zinsaufwendungen betreffen im Wesentlichen das Bankdarlehen der Kreissparkasse Melle
(T€ 69) sowie das Darlehen der Kreissparkasse Bersenbriick (T€ 87).

Ergebnis nach Steuern

Sonstige Steuern

€
2017 €
€
€

2017

-401.041,33
-404.948,08

6.193,66
8.704,83

Die sonstigen Steuern betreffen in voller Hohe Grundsteueraufwendungen fiir das Berichtsjahr.

Jahresfehlbetrag

Entnahmen aus der Kapitalriicklage

Bilanzgewinn

Unverbindlicher Entwurf. Anderungen und Ergénzungen vorbehalten!

€
2017 €
€
2017 €
€
2017 €
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407.234,99
413.652,91
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Allgemeine Auftragshedingungen

fir

Wirtschaftsprifer und Wirtschartspriifungsgesellschaften
vom 1. Jeovar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fir Vertrage zwischen Wirtschaftsprifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftspriifer* genannt) und ihren Auftraggebern lber Prufungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdricklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdricklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenlber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
maRiger Berufsauslibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftspriifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfilihrung des Auftrags sachverstandiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auBer bei betriebs-
wirtschaftlichen Priifungen — der ausdrtcklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer alle fiir
die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umsténden Kenntnis gegeben wird, die fiir die Ausfiihrung des Auftrags von
Bedeutung sein kénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgange und Umstéande, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prufer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftsprifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestétigen.

4. Sicherung der Unabhéngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fiir die Dauer des
Auftragsverhéltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fir Angebote, Auftradge auf eigene Rech-
nung zu lbernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
priifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur auRerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
mafRgebend. Entwiirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.
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6. Weitergabe einer beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuBerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information lGber das Tatigwerden des Wirtschafts-
priifers fir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behdrdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuBerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fir den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Méangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftspriifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherfil-
lung kann er die Vergiitung mindern oder vom Vertrag zurlicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmadglichkeit der Nacherfillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit darliber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftspriifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegenuber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuBerung auch Dritten
gegeniber zurlickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprifer ist nach MalRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Gber Tatsachen und Umsténde, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftspriifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftspriifers fur Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Korper und Gesundheit,
sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemaR § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprufer auch gegenuber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftspriifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezuglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zurtickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjdhrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt.

10. Ergidnzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefiihrte Priifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulassig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf flinf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfiihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftspriifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag Gbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprifer alle fir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfigung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Koérperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdgensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftspriifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veroffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprifer fir die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftspriifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergiitungsverordnung fiir die Bemessung der Verglitung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

(6) Dic bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schonc.euer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermdgensteuer sowie
alle. i ragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
¢ *algt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fiir

1) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerh6hung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsverduRerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstiitzung bei der Erfiillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tatigkeit (ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmaRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergiinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fir die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht Gbernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschliisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebilihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusatzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Verglitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprifers auf Vergiitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zuléssig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfilhrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert fur/Licensed to: PricewaterhouseCoope mbH Wirtschaftspriifungsgesellschaft inkl, Tochtergesellschaften | 4319723
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	A. Grundlagen des Unternehmens
	B. Wirtschaftsbericht
	1.  Darstellung des Geschäftsverlaufs
	2. Darstellung der Lage
	Bohmte, den 30. April 2019
	1. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss
	Die Hafen Wittlager Land GmbH mit Sitz in Bohmte ist im Handelsregister B des Amtsgerichts Osnabrück unter der Nummer HR B 206213 eingetragen. Die Gesellschaft weist zum Bilanzstichtag die Größenmerkmale einer Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne des §...
	Der Jahresabschluss wird nach den Rechnungslegungsvorschriften für Kapitalgesellschaften des Handelsgesetzbuches (HGB) unter Berücksichtigung des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH) aufgestellt.
	Im Interesse einer besseren Klarheit und Übersichtlichkeit werden die nach den gesetzlichen Vorschriften bei den Posten der Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung anzubringenden Vermerke ebenso wie die Vermerke, die wahlweise in der Bilanz bzw. Gewinn...
	Die Gesellschaft nimmt als Kleinstkapitalgesellschaft die größenabhängigen Erleichterungen der §§ 266 Abs.1 Satz 3, 274a, 276 und 288 HGB teilweise in Anspruch.
	Für die Gewinn- und Verlustrechnung wird das Gliederungsschema des Gesamtkostenverfahrens angewandt.
	2. Angaben zu Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
	Die Vermögensgegenstände des Sachanlagevermögens werden zu Anschaffungskosten bewertet und nach Maßgabe der betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer linear abgeschrieben. Die Abschreibungen auf Zugänge werden zeitanteilig nach der linearen Methode entsprech...
	Die Bewertung der Handelsgrundstücke erfolgt zum Einstandspreis unter Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips.
	Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden zum Nennwert angesetzt.
	Die Guthaben bei Kreditinstituten sind zum Nennwert am Bilanzstichtag angesetzt.
	Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag angesetzt, soweit sie Aufwand für einen bestimmten Zeitraum nach diesem Zeitpunkt darstellen.
	Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert bilanziert.
	Die Rückstellungen berücksichtigen die erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen und werden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages bilanziert.
	Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag bilanziert.
	Als passive Rechnungsabgrenzungsposten sind Einzahlungen vor dem Abschlussstichtag angesetzt, soweit sie Ertrag für einen bestimmten Zeitpunkt nach diesem Zeitpunkt darstellen.
	Dem Prinzip der Bewertungsstetigkeit wurde Rechnung getragen.
	3. Angaben zu Posten der Bilanz
	a) Anlagevermögen
	Die Entwicklung des Anlagevermögens ist in der Anlage zum Anhang dargestellt.
	b) Forderungen
	Forderungen mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr bestanden am Bilanzstichtag nicht.
	c) Eigenkapital
	Das Stammkapital beträgt 40.000,00 € und ist in voller Höhe eingezahlt.
	d) Sonstige Rückstellungen
	Die sonstigen Rückstellungen umfassen überwiegend Prüfungs- und Beratungskosten.
	e) Verbindlichkeiten
	Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern und die sonstigen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr. Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern bestehen mit T€ 1.285 ...
	Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben T€ 11.800 eine Restlaufzeit von mehr als 5 Jahren. In Höhe von T€ 78 bestehen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten mit einer Laufzeit weniger als einem Jahr.
	4. Sonstige Angaben
	a) Organe der Gesellschaft
	Geschäftsführung
	Siegfried Averhage, Verwaltungsangestellter, Melle
	Klaus Goedejohann, Bürgermeister, Bohmte
	Die Geschäftsführer sind jeweils zur alleinigen Vertretung berechtigt und von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.
	Aufsichtsrat
	Herr Dr. Michael Lübbersmann (Vorsitzender), Landrat, Osnabrück
	Herr Stefan Muhle (stellvertretender Vorsitzender), Erster Kreisrat, Osnabrück (bis zum 15.01.2018)
	Frau Bärbel Rosensträter  (stellvertretende Vorsitzende), Erste Kreisrätin, Osnabrück (ab 1.10.2018)
	Herr Martin Bäumer, Landtagsabgeordneter, Glandorf
	Herr Thomas Rehme, Rechtsanwalt, Bohmte
	Frau Anette Gottlieb, Sparkassenfachwirtin, Bad Essen
	Frau Ursula Möhr-Loos, Buchhändlerin, Bad Essen-Hüsede
	Herr Rolf Flerlage, Apotheker, Bohmte
	Herr Arnd Sehlmeyer, Landwirt, Bohmte
	Herr Martin Schütz, kaufm. Angestellter, Bohmte
	Herr Patrick Buchsbaum, Veranstaltungsmanager, Bohmte
	Herr Timo Natemeyer, Bürgermeister, Bad Essen
	Herr Rainer Ellermann, Bürgermeister, Ostercappeln
	b) Aufwendungen für Organmitglieder
	Die Mitglieder der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates haben im Kalenderjahr 2018 keine Bezüge erhalten.
	c) Anzahl der Beschäftigten
	Die Gesellschaft beschäftigte im Kalenderjahr 2018 zwei Mitarbeiter im bestehenden Hafen.
	Bohmte, den 30. April 2019
	Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individualisierte Offenlegung der Organbezüge
	a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ...
	b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Niederschriften hierüber erstellt?
	c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?
	d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung aus...

	Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen
	a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?
	b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?
	c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumentiert?
	d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eing...
	e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwaltung, EDV)?

	Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling
	a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens?
	b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?
	c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den besonderen Anforderungen des Unternehmens?
	d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?
	e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?
	f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden?
	g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche?
	h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

	Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden können?
	b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden?
	c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?
	d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst?

	Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate
	a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanzinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich festgelegt? Dazu gehört:
	b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kreditkonditionen und zur Risikobegrenzung?
	c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf
	d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen?
	e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen?
	f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt?

	Fragenkreis 6: Interne Revision
	a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?
	b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?
	c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unvereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt s...
	d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?
	e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche handelt es sich?
	f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/ Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen?

	Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans
	a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?
	b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?
	d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen?

	Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen
	a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?
	b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?
	c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht und Abweichungen untersucht?
	d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

	Fragenkreis 9: Vergaberegelungen
	a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?
	b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt?

	Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan
	a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?
	b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?
	c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche U...
	d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?
	e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?
	f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert?
	g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt worden?

	Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven
	a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?
	b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird?

	Fragenkreis 12: Finanzierung
	a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsverpflichtungen finanziert werden?
	b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?
	c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

	Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung
	a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?
	b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?

	Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit
	a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/Konzernunternehmen zusammen?
	b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?
	c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden?
	d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

	Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen
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